
das Treffen der sieben großen demokratischen Industrienatio-

nen in Elmau hat das Bekenntnis zu den gemeinsamen Werten

von Freiheit und Recht deutlich unterstrichen. Die G7 bleiben

bei der Beurteilung der völkerrechtswidrigen Annexion der

Krim und den Konsequenzen daraus einig. Und sie machen

deutlich: Wirtschaftliche Größe oder internationale Bedeutung

allein reichen nicht zur Teilnahme, die G7 sind kein Club der

Beliebigkeit.

Der Gipfel hat nicht nur wunderschöne Bilder von Deutsch-

land in die Welt transportiert, sondern - vielmehr von vielen

unerwartet - konkrete Ergebnisse erzielt. Hier wird die deut-

sche Handschrift deutlich: Die klare Bekräftigung der Klima-

ziele und die Hinwendung zu den drängenden Problemen un-

seres Nachbarkontinentes Afrika unterstreichen, wie wichtig

die Begegnungen der G7 sind – und welche positive Effekte

die Beschlüsse gerade für die Ärmsten der Welt haben können.

Dieser G7-Gipfel ist deshalb auch ein Erfolg für Bundeskanzle-

rin Angela Merkel. Gleichzeitig haben die Polizei- und Sicher-

heitskräfte ausgezeichnete Arbeit geleistet, um den reibungslo-

sen Ablauf des Gipfeltreffens zu gewährleisten.

Die Kritiker der internationalen Gipfeltreffen müssen sich

fragen lassen, warum sie solche Begegnungen ablehnen und

warum sie teure Proteste, die in der Vergangenheit nicht im-

mer so friedlich abliefen wie jetzt in Elmau, für wirkungsvoller

halten. Vielleicht strahlen die Erfolge von Elmau auch auf die

Diskussion um TTIP aus. Wenn wir uns mit unseren Freunden

und Partnern, den großen demokratischen Staaten der Welt,

nicht auf gemeinsame Standards einigen können, dann werden

Dritte die Regeln für den Austausch bestimmen.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr/Euer

Am Donnerstag habe ich zum Jahresbericht des Petitionsaus-

schusses gesprochen. Der Jahresbericht des Petitionsausschus-

ses belegt auch für das vergangene Jahr die vielschichtige und

erfolgreiche Arbeit des Ausschusses und das erhebliche Ar-

beitspensum: 2014 wurden insgesamt 15.325 Petitionen ein-

gereicht, davon 37 Prozent auf elektronischem Weg. Das sind

im Durchschnitt 61 Petitionen, die pro Tag im Bundestag ein-

gehen. 18.023 Petitionen wurden abschließend behandelt und

730 Einzelberatungen -davon elf öffentlich- durchgeführt. Für

uns besitzt jede Petition dabei den gleichen hohen Stellenwert,

egal ob sie von einer Einzelperson oder von tausenden Unter-

stützern eingereicht wird. Im Gegensatz zu privaten Petitions-

plattformen im Internet garantiert das Petitionswesen nach

Artikel 17 Grundgesetz außerdem, dass jede Eingabe entge-

gengenommen, geprüft und beantwortet wird.

Ich möchte auch kritisch anmerken, dass eine Vielzahl der

Petitionen politisch motiviert ist und von bezahlten Mitarbei-

tern von Verbänden eingereicht wird. Viele Eingaben sind

inhaltsgleich zu parallel stattfindenden Bundestagsdebatten.

Deshalb ganz deutlich: der jeweilige Fachausschuss des Bun-

destages ist hier der richtige Ort, um solche Themen zu behan-

deln – nicht der Petitionsausschuss! Diese politischen Macht-

spiele rauben uns nur Zeit und Energie, die wir den Bürgern

und ihren Anliegen widmen sollten!

Rede zum Jahresbericht

des Petitionsausschusses

12.06.2015



Qualitativ gute und schnell erreichbare

Versorgung aller Patienten

Kritische Infrastrukturen besser schützen

Die Sicherung der medizinischen Versor-

gung, insbesondere auf dem Land, wurde

bereits mit dem Versorgungsstrukturge-

setz in der letzten Wahlperiode verbes-

sert. Das zweite Versorgungstärkungsge-

setz, das in dieser Woche abschließend

beraten wurde, stellt den Versorgungsall-

tag der Versicherten erneut in den Mit-

telpunkt. In ländlichen Räumen bereitet

vielerorts nicht erst die Facharzt-, son-

dern schon die Hausarztversorgung Sor-

gen. Das Gesetz stärkt daher die Anreize

für Ärzte, sich niederzulassen. Künftig

haben die Kassenärztlichen Vereinigun-

gen die Möglichkeit, mit vielfältigen

Maßnahmen einen Beitrag zu leisten,

damit Unterversorgung erst gar nicht

entsteht. Sie können in eigener Regie in

ihrer Region Strukturfonds einrichten,

Einrichtungen, die für das Funktionieren

des Gemeinwesens von zentraler Bedeu-

tung sind, sogenannte „Kritische Infra-

strukturen“, sollen zukünftig einen Min-

deststandard an IT-Sicherheit einhalten

und erhebliche IT-Sicherheitsvorfälle an

das Bundesamt für Sicherheit in der Infor-

mationstechnik (BSI) melden. Die beim

BSI zusammenlaufenden Informationen

werden dort ausgewertet und anderen

vergleichbaren Betreibern kritischer Inf-

rastrukturen zur Verfügung gestellt, da-

mit diese zielgerichtete Schutzmaßnah-

men ergreifen können. Zur Verbesserung

der IT-Sicherheit im Internet erhöhen wir

parallel dazu die Anforderungen an Tele-

kommunikations- und Telemediendiens-

te. Zudem stärken wir angesichts zuneh-

mender IT-Angriffe gegen Bundeseinrich-

tungen das Bundeskriminalamt im Be-

reich der Cyberkriminalität. Deutschland

nimmt die digitale Herausforderung an,

ist dabei aber nicht sorglos-optimistisch,

sondern vorsorgend-realistisch. Wir set-

zen national frühzeitig Maßstäbe und

wirken so auf die Regelungen ein, die

derzeit auf europäischer Ebene erarbeitet

werden.

Die zunehmende Digitalisierung unserer

Gesellschaft bietet immense Chancen für

Wirtschaft und Industrie und ist überle-

benswichtig für den Industrie- und Tech-

nologiestandort Deutschland. Auch in

den Bereichen der Daseinsfürsorge wie

etwa bei der Wasserversorgung, der Ge-

sundheitsversorgung oder der Verkehrs-

leitplanung hat die Digitalisierung Einzug

gehalten. Die Fortschritte und Entwick-

lungen sind rasant und verbessern unser

Leben in vielen Bereichen.

Gleichzeitig nehmen die digitalen Ver-

wundbarkeiten zu. Sie können schon

heute alle Bereiche unseres Lebens und

Handelns empfindlich treffen. Dagegen

müssen wir Vorsorge treffen. Zwar gibt

es in der digitalen ebenso wenig wie in

der analogen Welt eine absolute Sicher-

heit, aber wir müssen alles tun, um die

Risiken so weit wie möglich zu minimie-

ren. Mit der Verabschiedung des IT-

Sicherheitsgesetzes sind wir hierzu in

dieser Woche einen wichtigen Schritt

gegangen. Zugleich setzen wir einen we-

sentlichen Baustein der Digitalen Agenda

um.

um die Niederlassung zu steuern. Dar-

über hinaus werden Praxisnetze stärker

gefördert und die Möglichkeiten medizi-

nischer Versorgungszentren erweitert.

Der niedergelassene freiberufliche Arzt

ist und bleibt das Rückgrat der ambulan-

ten Versorgung. Zugleich geht es darum,

die Versorgung klug weiterzuentwickeln.

Mit einem Innovationsfonds sollen gezielt

Projekte gefördert werden, die neue

Wege in der Versorgung beschreiten.

Auch stärkt das Gesetz die Patientenrech-

te: Termin-Servicestellen helfen gesetz-

lich Versicherten gemeinsam mit den

Ärzten zeitnah an einen Facharzttermin

zu kommen. Die freie Arztwahl bleibt

erhalten.

Kongress der CDU/CSU zum

Breitbandausbau

Büro Berlin:

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030 - 22 77 13 22

E-Mail: andreas.mattfeldt@bundestag.de

Internet: www.andreas-mattfeldt.de

Redaktion: Tatjana Range

In dieser Woche hat die Unionsfraktion

den notwendigen Breitbandausbau mit

Experten aus Wirtschaft und Kommunen

diskutiert.

Dabei standen folgende Fragen im Vor-

dergrund: Wie steht es um den Breit-

bandausbau in der Gegenwart? Und wie

sieht das in einem digitalen Binnenmarkt

aus?

Ich habe mich sehr gefreut, dass mit Hei-

ke Prigge aus Hambergen und Andreas

Steffens aus Völkersen zwei engagierte

und interessierte Bürger aus meinem

Wahlkreis an diesem Kongress teilge-

nommen haben.

Ohne Breitband wird es keine umfangrei-

che Digitalisierung geben. Mit mehr als

einer Milliarde Euro Fördermittel des

Bundes für den Netzausbau steht erstmals

ein nennenswerter Betrag zur Bewälti-

gung dieser Infrastrukturherausforderung

zur Verfügung. Dennoch ist es zu wenig,

um es mit der Gießkanne zu verteilen.

Eine klare Positionierung für die mittel-

ständische Wirtschaft und für den ländli-

chen Raum ist notwendig.


